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■ Friedhof der Gruscheltiere:
Ein Spezial zum Aus von StudiVZ.

■ Wo sind wir hier?
Das HAZ-24-Bilderrätsel.

Heute in der HAZ

dax 6141,05 (+ 10,23)
dow Jones (Schluss) 12 411,61 (–142,59)
euro (EZB) 1,2544 (1,2468)

Hannovers Kliniken warnen vor Kollaps

Hannover. Acht hannoversche Klini-
ken befürchten den finanziellen Zusam-
menbruch ihrerHäuser. In einemdrama-
tischen Appell wiesen sie gestern darauf
hin, dass sich die permanent steigenden
Personal-, Energie- und Sachkosten über
die Vergütungen für medizinische Leis-
tungen nicht mehr refinanzieren ließen.
Die Häuser, darunter die Medizinische
Hochschule (MHH), kritisieren vor allem
die unterschiedlich hohen Basisfallwerte
in den einzelnen Bundesländern. Medi-
zinische Leistung müsse in jedem Bun-
desland gleich honoriert werden, Nieder-
sachsen dürfe kein Bundesland für „Bil-
ligmedizin“ sein, forderten die Ge-
schäftsführer und ärztliche Direktoren
der Krankenhäuser.
„Das derzeitige Finanzierungssystem

ist so aufgebaut, dass nur dieHäuserwei-
ter existieren werden, die in immer kür-
zerer Zeit immer mehr Patienten behan-
deln“, sagte Andreas Tecklenburg, Vize-

präsident der MHH. Dieser Zwang, mit
gleich bleibenden Ressourcen immer
mehrmachen zumüssen, sei Gift für eine
patientenzentrierteBehandlung. Thomas
Beushausen, ärztlicherDirektor derKin-
derklinik auf der Bult, warnte, es werde
zu massiven Einschnitten in der Pflege
und Behandlung kommen, wenn die Po-
litik nicht umsteuere.
Um die akute Finanznot abzuwenden,

fordern die Kliniken, dass die jährlichen

Tarifsteigerungenumgehend in denFall-
pauschalen berücksichtigt werden – und
nicht erst nach zwei Jahren. Ebenso
müssten sich Steigerungen der Kosten
für Medizinprodukte, Arzneimittel und
Energie in den Fallpauschalen wider-
spiegeln. Um die Mehrbelastung auszu-
gleichen, benötigten die Kliniken bun-
desweit 1,5 Milliarden Euro der von den
Kassen angesammelten Überschüsse in
Höhe von 20 Milliarden Euro, rechnete

Utz Wewel, Geschäftsführer der Diako-
nischen Dienste Hannover (DDH), vor.
Zu den Diakonischen Diensten gehören
die Krankenhäuser Annastift, Friederi-
kenstift und Henriettenstiftung.
Niedersachsens Sozialministerin Ay-

gül Özkan (CDU) zeigte Verständnis für
den Alarmruf. Durch die gestiegenen
Personalkosten befänden sich viele Kli-
niken in einer schwierigen Situation, sag-
te Özkan dieser Zeitung. „Ich appelliere
an das Bundesgesundheitsministerium,
die Sorgen und Nöte der Krankenhäuser
bei den Neuverhandlungen über deren
Budget ernst zunehmen“.Vorallemmüss-
ten die Krankenkassen, die finanziell
wieder in einer besseren Situation seien,
die schwierige Lage der Kliniken abfe-
dern. Den Vorwurf, in Niedersachsen
drohe„Billigmedizin“,wiesÖzkansSpre-
cher zurück. „WirhabeneineguteGrund-
versorgung in Niedersachsen. Das Land
hat im vergangenen Jahr eine Milliarde
Euro in die Krankenhäuser gesteckt.“

P Die kranken Häuser Seite 11

Von Veronika Thomas
und Volker Goebel

Dramatischer Appell: „Niedersachsen droht Billigmedizin“ / Özkan fordert mehr Geld von Kassen
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Erfolgreich – und umstritten:
WarumMario Gomez in dieser Saison
für viele Fans eine Reizfigur ist / S. 13

Minister fordert
bundesweites

Rockerklub-Verbot
Berlin (r). Nach den Schüssen auf ein

führendesMitglieddesRockerklubsHells
Angels in Berlin befürchten die Sicher-
heitsbehörden eine Eskalation der Ausei-
nandersetzungen in der Szene. „Das hat
wohl schon Auswirkungen auf die Szene,
wenn der Präsident eines Rockerklubs le-
bensgefährlich verletzt wird“, sagte Ber-
lins Polizeisprecher Thomas Neuendorf
am Montag. Der am Sonntagmorgen nie-
dergeschossenen 47-jährige Rockerchef
befinde sich noch in Lebensgefahr. Von
dem Täter fehlt weiterhin jede Spur. Der
Chef der Innenministerkonferenz, Lo-
renz Caffier (CDU) aus Mecklenburg-
Vorpommern, macht sich für die Prüfung
eines bundesweiten Verbots von Rocker-
klubs stark. Von dem Phänomen seien
„nicht nur einzelne Regionen betroffen,
sondern die ganze Republik“, erklärte er
gestern. Seite 8

Stadt vergisst Mieterhöhung
Hannover: Die Stadtverwaltung hat jah-
relangvergessen, andie allgemeinePreis-
steigerung gekoppelte Mieterhöhungen
tatsächlich einzufordern – unter anderem
für das Grundstück der Schlossküche in
Herrenhausen. Die CDU spricht von
„Schlampigkeit als Prinzip“. Seite 9

Aigner gegen
Gentechnik in
Lebensmitteln

Berlin/Hannover. Die EU-Kommissi-
on will die sogenannte Nulltoleranz-Re-
gelung beim Einsatz von Gentechnik in
Lebensmitteln aufweichen. Doch Bun-
desverbraucherministerin Ilse Aigner
stellt sich quer. Dabei gerät die CSU-Po-
litikerin in Konflikt mit Bundeswirt-
schaftsminister Philipp Rösler (FDP),
der eine weniger rigide Regelung befür-
wortet.
Aus Sicht Aigners würde eine Locke-

rung der Regeln die Transparenz und
Wahlfreiheit der Verbraucher auf unzu-
lässige Weise einschränken. Der Wirt-
schaftsminister kontert. „Wachstumund
Wohlstand erreichen wir nur, wenn wir
modernen Technologien aufgeschlossen
gegenüberstehen. Das betrifft auch die
Gentechnik“, sagteRösler denDortmun-
der „Ruhr Nachrichten“.
Bislang darf in Lebensmitteln nicht

einmal eineSpurnicht zugelassener gen-
technisch veränderter Pflanzen enthal-
ten sein. Die EU-Kommission plant nun,
0,1 Prozent Verunreinigung zu erlauben.
Aigner hatte hierzu eine Prüfung inAuf-
trag gegeben. Sie sieht sich überdies
durch das sogenannte Honig-Urteil des
Europäischen Gerichtshofs bestätigt.
Auch Niedersachsens Landwirt-

schaftsminister Gert Lindemann (CDU)
hält die Nulltoleranz-Regelung für rich-
tig. Verbraucher sollten die größtmögli-
che Transparenz darüber erhalten, wel-
che gentechnisch veränderten Organis-
men in welchen Lebensmitteln eingear-
beitet sind, erklärte ein Sprecher.

P Kommentar Seite 2

Von marGiT kauTenburGer

Auch Niedersachsen
wirbt für „Nulltoleranz“

Zitterpartie für Albig
im Kieler Landtag

Kiel (dpa). Die heutige Ministerpräsi-
dentenwahl in Schleswig-Holstein läuft
auf eine Zitterpartie für die zwischen
SPD, Grünen und SSW vereinbarte Ko-
alition hinaus. Das Dreierbündnis im
Kieler Landtag hat nur eine Stimme
mehr als CDU, FDP und Piratenpartei
zusammen und will den Sozialdemokra-
ten Torsten Albig zum Regierungschef
wählen. Gestern Abend unterzeichneten
die Spitzen von SPD, Grünen und SSW
den Koalitionsvertrag.

P Albig im Porträt Seite 3

Keine Einigung beim Fiskalpakt
Berlin (rtr). Nach ergebnislosen Ge-

sprächen im Kanzleramt über die Ratifi-
zierung des EU-Fiskalpaktes rückt eine
Einigung zwischen Regierung und Op-
position offenbar wieder in weite Ferne.
„Das Verhalten von SPD und Grünen
hat gezeigt, dass sie offenbar keine Eini-
gung mehr in dieser Woche wollen“, sag-
te der CDU-Haushaltspolitiker Norbert
Barthle am Montagabend nach den Ge-
sprächen mit Kanzleramtschef Ronald
Pofalla. „Eine Einigung wird wohl nicht
mehr beim Spitzengespräch mit der
Kanzlerin am Mittwoch, sondern ver-
mutlich erst kommende Woche bei wei-

teren Treffen möglich sein.“ Auch Ver-
handlungen von Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble mit seinen Länder-
kollegen über die Zustimmung des Bun-
desrates zum Fiskalpakt endeten ohne
Ergebnis. Ziel ist es, eine möglichst brei-
te Mehrheit für die Ratifizierung des eu-
ropäischen Fiskalpaktes und des dauer-
haften Rettungsschirms ESM noch im
Juni zu erreichen. Für den Fiskalpakt ist
eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag
und Bundesrat nötig. SPD und Grüne
verlangen dafür einen verbindlichen
Zeitplan zur Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer in Europa.

Es wird eng

Bis vor drei Jahren gehörten Ganzkör-
peranzüge in die Welt des Varietés

und der Ehehygiene. Freiwillig in Er-
scheinung traten mit der-
artiger Oberbekleidung
bestenfalls Tatortreiniger
und Spiderman. Doch 2009
hatten die Brüder Ali und
Fraser Smeaton sowie deren
Freund Gregor Lawson eine
Idee: Auf einer Kostümparty
im irischen Dublin trafen sie auf
einen Freund, der in einem Zentai
– einen eng anliegenden Ganzkör-
peranzug – schnell den Mittelpunkt
der Feier bildete. Das Trio entwickel-
tedarauseineeinträglicheGeschäfts-
idee: Morphsuits. Grellbunte, haut-
enge Einteiler. Schon im ersten Jahr
verkauften sie 20000 Stück. Jetzt er-
obert der Trend Deutschland und
die Fußball-EM.
Morphsuit-Träger sagen, ihnen

gehe es hauptsächlich um den Spaß
– und die Möglichkeit, anonym

Dinge tun zu können, die man sich mit
offenemVisier eher nicht traut. Die deut-
sche Internetseite der Hersteller wirbt
damit, dassmandankMorphsuits „mehr
Mädels“ küssen könne. So lange die

Mädchen bereit
sind, sich mit

der Katze
im Sack
einzulas-

sen. ImFuß-
ball sind Mor-

phsuits prinzi-
piell nichts Neu-

es: Ballliebhaber
mit Bauch in Trikots

der Größen S und M
morphen seit Jahren er-

folgreich jede Form von Fan-
textil. Für Fans in den EM-
Stadien, die von Trikotzelt auf
Morphsuit umsteigen möchten,
ist es sicherlich eine hilfreiche
Information, dass man durch die
Gesichtsmaske sowohl sehen

alsauch trinkenkann.„Atme
durch ihn, sieh durch ihn,

trinke durch ihn“, heißt es im Netz bei
„Bild.de“, wo Morphsuits aus 91 Prozent
Polyester und neun Prozent Elasthan in
Schwarz-Rot-Gold zum Preis von 49,95
Euro angeboten werden. Man trinkt üb-
rigens durch den Stoff, am besten direkt
von vorn, sonst gelangt die Flüssigkeit –
so die Hersteller – leider nicht in den
Mund. Dafür sitzt der Anzug danach
noch enger, was bei Toilettengängen zu
berücksichtigen ist: Der Morphsuit hat
nur einen Reißverschluss, und der ist auf
Brusthöhe.
Die enge Passform wirft die Frage auf,

was man darunter tragen sollte. Die Ant-
wort: So wenig wie möglich, auf keinen
Fall jedoch Boxershorts – die machen
„einen klumpigen Hintern“, wie die Mor-
phsuit-Anbieter freundlicherweise war-
nen. Was hilft bei der Selbsteinschät-
zung? Ein ehrlicher Blick in den Ganz-
körperspiegel. Oder zur Sicherheit ein-
fach eine Kartoffel in eine Strumpfhose
stecken. Wenn man so aussehen möchte,
dann steht dem Morphing-Spaß nichts
imWege und man wird Teil der gesichts-
losen Welt der Farbigen.

Von bruno brauer

Gesichtslose in Ganzkörperanzügen: Die Morphsuits erobern die Fan-Szene bei der EM

Katze im Sack: Bei der EM
sind Morphsuits immer öfter
zu sehen. Poblete

„Vielleicht kein Norweger“
Sport: Kurz vor seiner zweimonatigen
Auszeit spricht 96-Manager Jörg
Schmadtke über neue Spieler für den
Fußball-Bundesligisten, seine persönli-
chen Interessen und seine neue Heimat in
Isernhagen-Süd. Seite 18

Probleme bei Asse-Bohrung
Niedersachsen: Eine Woche nach Beginn
der Erkundungsbohrarbeiten im maro-
den Atommülllager Asse im Kreis Wol-
fenbüttel sind die Arbeiten dort vorläufig
zum Erliegen gekommen. Weiches Bitu-
men droht das Bohrloch und den Bohrer
zu verschmieren. Seite 5

Thüga hofft auf Milliarden
Wirtschaft: Der Stadtwerke-Verbund
Thüga will sich Milliardeneinnahmen
durch eine Kapitalerhöhung beschaffen.
DasGeld soll in denAusbau erneuerbarer
Energien wie Windkraft investiert wer-
den. Seite 23

Wirbel um Fotos bei Konzert
Hannover: Das Rockkonzert gegen
Rechtsextremismus amFreitag amStein-
tor hat ein politisches Nachspiel. Die
rechtskonservativen „Hannoveraner“ fo-
tografierten Zuschauer, angeblich um die
Veranstaltung zu „dokumentieren“. Kri-
tik kommt von den Grünen. Seite 9

www.haz.de

Niedersachsen sind bodenständig – das
zahlt sich manchmal aus. Der Nisax 20, in
dem die 20 größten börsennotierten

Konzerne in Niedersachsen versammelt
sind, schaffte zu seinem zehnten Ge-
burtstag ein sattes Plus von 140 Prozent.

Der deutsche Leitindex Dax brachte es
seit 2002 auf bescheidene 21 Prozent.
Wer damals in ein Nisax-Zertifikat 1000

Euro investiert hätte, käme heute auf ein
Guthaben von 2400 Euro – nicht schlecht
angesichts der Schuldenkrise. P Seite 21

Nisax20
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Gut angelegt: Niedersachsen schlägt den Dax
Eine Chance

„Pf lege-Bahr“

Erst Riester, dann Rürup, jetzt Bahr:
Die Zahl der staatlich unterstützten pri-
vaten Sozialversicherungen steigt. Das
jüngste Kind in der Reihe hört auf den
Nachnamen des Gesundheitsministers.
Wie so manches Projekt der schwarz-gel-
ben Koalition hat auch die Einführung
der privaten Pflege-Zusatzversicherung
eine bewegte Geschichte hinter sich. In
ihrem Koalitionsvertrag hatten Union
und FDP im Herbst 2009 noch festgelegt,
dass eine solche kapitalgedeckteAbsiche-
rung „verpflichtend“ sein sollte. Das tra-
ditionelle Umlageverfahren, so hieß es
damals zur Begründung, reiche auf Dau-
er für eine solide Finanzierung der Pflege
nicht aus. Obwohl auch Horst Seehofer
seine Unterschrift unter den Koalitions-
vertrag gesetzt hatte, wollte der CSU-
Vorsitzende von einer Pflichtversiche-
rung späternichtsmehrwissen– er fürch-
tet den Unmut bei neuen finanziellen Be-
lastungen für die Pflege.

Mit fünf Euro sind Sie dabei

Ähnlich wie bei der „Riester-Rente“
blieb also nur eine freiwillige Lösung, auf
die sich die Koalition schließlich im ver-
gangenen Sommer einigte. Da Finanzmi-
nisterWolfgang Schäuble (CDU) die Kos-
ten für den Bundeshaushalt gering halten
wollte, sollte es aber keine direkten Zu-
schüsse, sondern nur eine steuerliche För-
derung geben. Geringverdiener hätten
davon gar nicht oder nur minimal profi-
tiert. Wer gut verdient, hätte hingegen
Steuern sparen können. Außerdem hatte
dieses Modell den Nachteil, dass auch der
Bundesrat hätte zustimmen müssen, wo
Schwarz-Gelb schon seit geraumer Zeit
keine Mehrheit mehr hat. So setzte sich
Gesundheitsminister Daniel Bahr (FDP)
doch noch mit seiner Forderung durch,
eine private Zusatzversicherung durch
einen staatlichen Zuschuss zu fördern.
Fünf Euro im Monat sollen es zunächst
sein, eine spätere Erhöhung nicht ausge-
schlossen.
Die Finanzierungsprobleme der Pfle-

gekassen lassen sich mit dieser Minire-
form nicht lösen. Auch hier hatte die
schwarz-gelbe Koalition nach ihrem
Wahlsieg im Herbst 2009 viel mehr ver-
sprochen, als sie dann im grauen Regie-
rungsalltag halten konnte. Dennoch ver-
dient der „Pflege-Bahr“ eine Chance.
Dass es Bedarf für private Pflege-Zu-
satzversicherungen gibt, wird daran
deutlich, dass in Deutschland bereits
rund 1,7 Millionen Verträge dieser Art
existieren – ohne jede staatliche Förde-
rung. Es wäre gut, wenn die Bundesre-
gierung einen Weg fände, wie auch diese
Altverträge mit fünf Euro im Monat be-
zuschusst werden könnten.
Interessant ist eine private Zusatzver-

sicherung vor allem für diejenigen, die
mit den Leistungen daraus später einmal
ganz oder teilweise die Lücke schließen
möchten, die zwischen den hohen Pflege-
kosten und ihrer Altersversorgung plus
den Zahlungen aus der gesetzlichen Pfle-
geversicherung klaffen kann. Freuen
würden sich am Ende auch die Erben – je
weniger ein Pflegebedürftiger aus dem ei-
genen Vermögen zu den Betreuungskos-
ten beisteuern muss, desto mehr bleibt
am Ende übrig.
Für Geringverdiener allerdings, die

nur selten größere Ersparnisse für das
Alter aufbauen können, dürfte der „Pfle-
ge-Bahr“ nicht sonderlich attraktiv sein.
Die monatliche Eigenbeteiligung von
mindestens zehn Euro ist für diesen Per-
sonenkreis eine relevante Summe, die
man nicht unbedingt für eine freiwillige
Risikoversicherung ausgeben möchte.
Viele Menschen mit geringem Einkom-
men werden sich wohl weiter darauf ver-
lassen, dass bei einer Pflegebedürftigkeit
die Kommune einspringt und die Kosten
übernimmt. Wie bei der „Riester-Rente“
kann man Geringverdienern auch beim
„Pflege-Bahr“ nicht unbedingt den Ab-
schluss eines Vertrages empfehlen, denn
damit sichern sie vor allem das Risiko des
Staates ab.

Jetzt einmal durchrechnen

Fast schon eine Glaubensfrage ist der
Streit darüber, ob der Staat das Geld zur
Förderung der privaten Absicherung bes-
ser in die gesetzliche Pflegeversicherung
stecken sollte. Mag die Finanzkrise ge-
zeigt haben, dass auch kapitalgedeckte
Systeme ihre Risiken haben, bleibt es
grundsätzlich doch richtig, die Eigenver-
antwortung der Menschen durch Anreize
zur Privatvorsorge zu stärken und das
Umlageverfahren durch eine zweite Säu-
le zu ergänzen. Dass die Versicherungen
daran verdienen, darf in einer Markt-
wirtschaft kein Grund zur Kritik sein –
entscheidend ist vielmehr die Frage, ob es
sich auch für die Bürger lohnt. Zumindest
Menschen mit mittlerem bis gutem Ein-
kommen sollten den staatlichen Zuschuss
zum Anlass nehmen, den Abschluss einer
privaten Pflege-Zusatzversicherung jetzt
sorgfältig zu prüfen.

Von Joachim rieker

Bei wechselnder Bewöl-
kung teils Schauer oder
Regen. Schwacher Nord-
westwind. Seite 20

Ihre neue Zeitung
auf dem iPad

Heute unter
anderem:

Engpässe bei Arzneimitteln
Berlin (kol). Bei bis zu 20 Medikamen-

ten kämpfen Krankenhäuser nach Anga-
ben des Bundesverbandes Deutscher
Krankenhausapotheker aktuell mit Eng-
pässen. „Es fehlen Vitaminpräparate, es
fehlen einfache Schmerzmittel oder auch
Antibiotika“, sagte Verbandspräsident
Torsten Hoppe-Tichy gestern. Auch Me-
dikamente zur Behandlung von Krebser-
krankungen seienmitunter kaumverfüg-

bar. „Teilweise müssen wir ein halbes
Jahr warten, bis wir wieder mit dem Me-
dikament beliefert werden.“. Der Ver-
band der forschenden Arzneimittelher-
steller spricht von „Einzelfällen“. Hoppe-
Tichy sieht gleichwohl ein strukturelles
Problem. Globalisierung und Marktbe-
reinigung hätten dazu geführt, dass viele
Medikamente nur noch von einem Unter-
nehmen hergestellt würden.

EM 2012

Ergebnisse und Spiele heute:
Frankreich – England 1:1
Ukraine – Schweden 2:1
Griechenland – Tschechien 18 Uhr
Polen – Russland 20.45 Uhr

Deutsch-niederländische Kraftprobe:
Wie ein hannoversches Ehepaar
den Fußballklassiker erlebt / S. 15
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